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Beschluss
des Bundesrates

Entschließung des Bundesrates „Beschleunigung der Energie-
infrastrukturzulassungsverfahren für einen klimaresilienten 
Wiederaufbau nach größeren Schadenslagen“

Der Bundesrat hat in seiner 1010. Sitzung am 5. November 2021 die aus der Anlage 

ersichtliche Entschließung gefasst.
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Anlage

Entschließung des Bundesrates „Beschleunigung der Energie-
infrastrukturzulassungsverfahren für einen klimaresilienten 
Wiederaufbau nach größeren Schadenslagen“

1. Der Bundesrat regt an, das Zulassungsverfahren für den Wiederaufbau der 

Energieinfrastrukturen nach Katastrophenfällen im Sinne der Katastrophen-

schutzgesetze des Bundes und der Länder zu vereinfachen. Zur Beschleunigung 

der Reaktion auf Schadenslagen, wie den jüngsten Hochwasserfluten, und zur 

besseren Krisenresilienz sollten Maßnahmen des veränderten Wiederaufbaus 

zukünftig regelmäßig lediglich anzeigepflichtig sein, sofern dafür Ersatzbauten 

ohne wesentliche Änderungen benötigt werden. Ein besonderes Augenmerk 

sollte bei den Vereinfachungen auf die Verteilnetzinfrastruktur gelegt werden. 

Für den Fall wesentlicher Änderungen beim Wiederaufbau sollten Vereinfa-

chungen beim vorzeitigen Beginn vorgesehen werden.

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, eine separate Planfeststellungsfähig-

keit für die bislang nur als Nebenanlagen im Zusammenhang mit Energiever-

sorgungsleitungen energierechtlich zulassungsfähigen Anlagen wie z.B. Um-

spannwerke zu ermöglichen. Dies kann nicht nur beim Wiederaufbau der Ver-

sorgungsstrukturen an sichereren Orten die Resilienz erhöhen, sondern ange-

sichts zunehmender Punktmaßnahmen auch die weitere Optimierung der Ener-

gieinfrastrukturen für die Energiewende erleichtern.
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3. Der Bundesrat stellt fest, dass das neue Ziel der Klimaneutralität bis zum Jahr 

2045 einen ambitionierten Ausbau der Energieinfrastruktur erfordert. Vor die-

sem Hintergrund hält der Bundesrat es für erforderlich, dass unabhängig von 

den kurzfristigen Bedarfen in Folge des Wiederaufbaus zukünftig bei allen für 

Energieinfrastrukturen zu betrachtenden Szenarien auch ein Langfristszenario 

für das Ziel der Klimaneutralität 2045 vorzusehen ist. Die Kenntnis über Lang-

fristbedarfe ermöglicht es nicht nur beim Wiederaufbau nach Katastrophenfäl-

len die Energieinfrastruktur gleich langfristig richtig zu dimensionieren, son-

dern auch generell Synergieeffekte einer integrieren Betrachtung heben zu kön-

nen.

Begründung: 

Schon in der Vergangenheit wurde nach Katastrophenfällen nicht die alte, 
ehemals zugelassene Infrastruktur wiederaufgebaut, sondern der aktuell ver-
fügbare Stand der Technik verwendet, wenn diese zu keinen erheblichen Um-
weltauswirkungen oder keinen Gesundheitsrisiken führen kann oder gar eine 
alleinige Verbesserung darstellt. Ebenso wurde vormals bereits Ersatzneubau 
in unmittelbarer Nähe neben der beschädigten Infrastruktur statt exakt genau 
auf der ehemals zugelassenen Fläche vorgenommen. 2019 wurde das energie-
rechtliche Anzeigeverfahren neu strukturiert. Es wurden Regelbeispiele wie 
Umbeseilung und Zubeseilung geschaffen, für die ausdrücklich keine UVP  
erforderlich ist. Für eine effiziente und zügige Reaktion auf großflächige 
Schadenslagen erscheint eine Gleichstellung von Um- und Zubeseilung und 
solchen Wiederaufbaumaßnahmen, die keine erhebliche Umwelt- und Gesund-
heitsrelevanz haben, im Katalog der Regelbeispiele zweckmäßig. Die Normie-
rung von Regelbeispielen erleichtert Antragstellern und prüfenden Genehmi-
gungsbehörden entsprechende Antragsbegründungen und die Darlegung der 
Unwesentlichkeit der Änderungen. Auch für den Fall wesentlicher Änderungen 
beim Wiederaufbau, zum Beispiel in wesentlich größerem Abstand zu maßgeb-
lichen Gewässern, sollten Vereinfachungen im Zulassungsrecht vorgenommen 
werden. Verminderte Anforderungen an den vorzeitigen Beginn für entspre-
chende Versorgungsleitungen sollten im Energierecht vorgesehen werden, um 
einen der gesetzgeberischen Zielsetzung des § 1 Absatz 1 EnWG entsprechen-
den klimaresilienten, bedarfsgerechten Wiederaufbau zu erleichtern. 

Indem die Einbeziehung von mit Hauptanlagen in Verbindung stehenden und 
für den Aufbau der Hauptanlagen notwendigen Anlagen wie beispielsweise 
Konverterstationen, Verdichterstationen oder Umspannungsanlagen in das 
fakultative Planfeststellungsverfahren ermöglicht wird, können die hierfür  
benötigten Genehmigungen gebündelt erteilt werden. Seit 2019 können Neben-
anlagen auch nachträglich in Planfeststellungsbeschlüsse für die Hauptanlage 
integriert werden. Es wäre angesichts der Bedarfs, einzelne Anlagen vor dem 
Hintergrund von Hochwasserschäden an hochwassersicheren Orten zu erset-
zen, hilfreich, die Anlagen auch separat energierechtlich zulassen zu können.
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Zugleich wäre es angesichts der mit der Energiewende zunehmend erforder-
lichen Punktmaßnahmen zur Optimierung der Netze auch für die Beschleuni-
gung im Übrigen zweckmäßig. 

Während in der Stromnetzentwicklungsplanung die energiepolitischen Ziele 
der Bundesregierung über den Szenariorahmen verbindlich Eingang in den 
Netzentwicklungsplan finden, der dann nach der Bestätigung der Bundesnetz-
agentur vom Bundesgesetzgeber verabschiedet wird, wird die Gasnetzentwick-
lungsplanung bisher weitgehend frei von energiepolitischen Vorgaben von den 
Fernleitungsnetzbetreibern erstellt und ohne Vorlage an den Gesetzgeber von 
der Bundesnetzagentur bestätigt. Für Wasserstoffnetzentwicklungsplanung und 
Verteilnetzplanung werden gerade erst nach Inkrafttreten des neuen EnWG 
neue Wege beschritten. In Anbetracht der enormen Bedeutung des Ziels der 
Klimaneutralität für die Entwicklung aller Energieinfrastrukturen für alle  
Sektoren sollten alle Szenariorahmen die energiepolitischen Ziele der Bundes-
regierung in einem Langfristszenario hinreichend abbilden und zueinander pas-
send beachten. Die Kenntnis der Langfristbedarfe kann beim Wideraufbau von 
Energieinfrastrukturen dazu führen, dass gleich entsprechend dimensioniert 
oder vorgesorgt (zum Beispiel Dimensionierung eines Umspannwerks, Ver-
legung von Leerrohren), statt sukzessive an die Herausforderung herangegan-
gen wird. Auch im Übrigen wird mit einer Langfristbetrachtung die Hebung 
von Synergien einer integrierten Betrachtung ermöglicht.


